






































Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof
Prof. Dr. Frhr. v. Gamm
Richter am Bundesgerichtshof Prof. Dr. Ha en
1. Vertreter: Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof
Dr. Hoegen
2. Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Brandes
Strafsachen:
Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof Herdegen
Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof Saiger
1. Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Dr. Krauth
2. Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Dr. Ruß
Kartellsenat
Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof Dr. Kellermann
Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof
Prof. Dr. Frhr. v. Gamm
1. Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Theune
2. Vertreter: Richterin am Bundesgerichtshof Dr. Scholz-
Hoppe
Dienstgericht des Bundes
Richter am Bundesgerichtshof Dr. Macke
Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Schimansky
Senat für Notarsachen
Richter am Bundesgerichtshof Dr. Gribbohm
Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Dr. Goydke
Senat für Anwaltssachen
Richter am Bundesgerichtshof Dr. Jähnke
Richter am Bundesgerichtshof Laufhütte
Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Dr. Schmitz
Senat für Patentanwaltssachen
Richter am Bundesgerichtshof Dr. Schmitz
Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Dr. Jähnke
Senat für Landwirtschaftssachen
Richter am Bundesgerichtshof Linden
Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Prof. Dr. Hagen
Senat für Wirtschaftsprüfersachen
Richter am Bundesgerichtshof Dr. Engelhardt
Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Dr. Meyer, Fritz
Senat für Steuerberater- und Steuerbevollmächtigtensachen
Richter am Bundesgerichtshof Dr. Engelhardt
Vertreter: Richter am Bundesgerichtshof Dr. Meyer, Fritz
Ist auch der namentlich benannte Stellvertreter des zu ent¬
sendenden Richters verhindert, so tritt ein anderes Mitglied des
beteiligten Senats jeweils in der Reihenfolge des Dienstalters in
den Gemeinsamen Senat ein.
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Geschäftsverteilungsplan





die Sachen aus den Gebieten
1. des Wirtschaftsverwaltungsrechts, soweit nicht einem an¬
deren Senat zugewiesen,
2. des Rechts der freien Berufe und des Kammerrechts,
3. des Vereins- und Versammlungsrechts,
4. des Staatsangehörigkeitsrechts,
5. des Ausländerrechts, soweit nicht dem 9. R-Senat zugewie¬
sen,
6. des Polizei-und Ordnungsrechts mit Ausnahme der mit den





die Sachen aus den Gebieten
1. des Rechts des öffentlichen Dienstes, soweit nicht dem
6. oder 8. R-Senat zugewiesen;
2. des Wiedergutmachungsrechts;
dem 3. R-Senat
die Sachen aus den Gebieten
1. des Lastenausgleichsrechts einschließlich der Schadensfest¬
stellungen,
2. des Besatzungsschädenrechts,
3. des Währungsaus leichs- und Altsparerrechts,
4. des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der
Sowjetischen Besatzungszone Deutschlands und dem
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin,
5. des Reparationsschädengesetzes,
6. des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes,
7. des Sachleistungsrechts,
Recht der    und enhü jerufe und* de Krankenhaus-
finanzierungsrechts (einschließlich Festsetzung von Pflege¬
sätzen und der Aufbringung von FinanzierungsmittelnJ
sowie des Seuchenrechts,
9. des Rechts der Land- und Forstwirtschaft einschließlich
Förderungsmaßnahmen sowie des Tierzucht- und Tierseu¬
chenrechts,
10. des Tierschutz- und Pflanzenschutzrechts, soweit nicht das
Schwergewicht bei Materien liegt, die einem anderen Senat
zugewiesen sind,
11. des Lebensmittelrechts und des Rechts der Ernährungswirt¬
schaft,
12. des Jagd- und Fischereirechts,
13. des Währungs- und Umstellungsrechts,
14. des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersver¬
sorgung;
dem 4. R-Senat
die Sachen aus den Gebieten
1 des Bau- und Bodenrechts einschließlich des Garagenrechts
sowie der Gewerbeordnung und des Immissionsschutz¬
rechts, soweit das Schwergewicht auf der Anwendung bau-
rechtlicher Vorschriften liegt, jedoch ausschließlich des | &•
Rechts der Baugebühren,
2 des Straßen- und Wegerechts - mit Ausnahme von Strei¬
ti keiten über nicht anliegerbezogene Sondernutzungen
sowie des Rechts der Anlegung von Schienenwegen,
3. des Rechts der Anlegung und des Betriebes von Flugplätzen
(§§ 6 ff. des Luftverkehrsgesetzes),
4. des Rechts der Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidi¬
gung,
5. des Natur- und Landschaftsschutzrechts und des Denkmals¬
schutzrechts,
6. des Kleingartenrechts,
7 des Wasser- und Deichrechts (einschließlich des Baues von
Wasserstraßen) sowie des Rechts der Wasser- und Boden¬
verbände,
8. des Bergrechts,
9. des Ordnungsrechts, soweit es mit den vorstehenden
Rechtsgebieten zusammenhängt;
dem 5. R-Senat
die Sachen aus den Gebieten
1. des Fürsorgerechts einschließlich der Tbc-Hilfe für den
öffentlichen Dienst,
I 2. der Kriegsopferfürsorge,




6. des Jugendhilfe- und Jugendschutzrechts, ausgenommen das
Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften
(1. R-Senat Nr. 6),
7. des Flurbereinigungsrechts und des ländlichen Grund¬
stücksverkehrs;
dem 6. R-Senat
die Sachen aus den Gebieten
1 des Dienstrechts der Soldaten (einschließlich der unter das' Gesetz 131 fallenden Soldaten) - jedoch mit Ausnahme des
Beihilferechts - sowie des Rechts aller Wehrpflichtigen,
Zivildienstpflichtigen und Angehörigen des Zivilschutz-
korps, soweit nicht dem 8. R-Senat zugewiesen,
2. des Reisekosten-, Umzugskosten- und Trennun sgeldrechts,
¦ 3. des Rechts der Kriegsdienstverweigerung,
4. des Personalvertretungsrechts und des Richtervertretungs¬
rechts;
dem 7. R-Senat
die Sachen aus den Gebieten
1. des Wirtschaftsverwaltungsrechts in folgenden Bereichen:
a) das Recht der Verkehrswirtschaft,
b) das Recht des Außenhandels,
c) das Recht des Interzonenhandels,




4 des Immissionsschutzrechts, soweit nicht das Schwerge-
wicht bei Materien liegt, die einem anderen Senat zugewie¬
sen sind,




7. des Rundfunkrechts einschließlich des Rechts der Rund¬
funkanstalten,
8. des Filmrechts einschließlich des Filmförderungsrechts,
9. des Presserechts,
10. des NamenSrechts,
11. des Schul- und Hochschulrechts, 1
12. des Kommunalrechts, soweit nicht das Schwergewicht bei
Materien liegt, die einem anderen Senat zugewiesen sind,
13. des Wahlrechts,
14. des Prüfungsrechts, abgesehen von Laufbahnprüfungen für
Beamte, aber einschließlich der ersten und zweiten juristi¬
schen Staatsprüfung,
15. des Ordnungsrechts, soweit es mit den vorstehenden
Rechtsgebieten zusammenhängt,
16. Sachen, die nicht einem anderen Senat zugewiesen sind;
dem 8. R-Senat
die Sachen aus den Gebieten
1. des Wehrpflichtrechts und des Zivildienstrechts, soweit es
um die Heranziehung zum und die Entlassung aus dem
Dienstverhältnis geht, einschließlich des Rechts der Unter¬
haltssicherung und des Arbeitsplatzschutzes,
2 des Rechts der Förderung des Wohnungsbaues, des sonsti¬
gen Wohnungsrechts einschließlich des Wohngeldrechts
sowie des Mietpreisrechts,
3. des Erschließungs-, des Erschließungsbeitrags- und des
Baufolgeabgabenrechts,
4. des sonstigen Abgabenrechts, soweit nicht ein Sachzusam¬
menhang mit einem Rechtsgebiet besteht, das einem ande¬
ren Senat zugewiesen ist;
dem 9. R-Senat
die Sachen aus dem Gebiet
1. des Asyl- und des Asylverfahrensrechts,
2. des Heimkehrer- und Kriegsgefangenenentschädigungs¬
rechts,
3. des Rechts der Vertriebenen, der Sowjetzonenflüchtlinge
und der politischen Häftlinge, soweit nicht dem 3. R-Senat
zugewiesen.
Schlußbestimmungen
1. Gelangt eine Revisionssache erneut an das Bundesverwal¬
tungsgericht, so entscheidet der jetzt sachlich zuständige
Senat. Das gilt auch für Beschwerden und Wiederaufnah¬
meverfahren. _
2. Für Streitsachen aus den Gebieten des Prozeß- und Voll¬
streckungsrechts ist der Senat zuständig, der nach dem Ge¬
schäftsverteilungsplan für die Entscheidung über das zu¬
grundeliegende sachliche Rechtsgebiet zuständig ist.
3. Für die im Gesetz über das Bundesverfassungsgericht vor¬
gesehene Äußerung ist der Senat zuständig, der nach der
Geschäftsverteilung im Falle einer Revisionseinlegung zur
Entscheidung über die Sache zuständig wäre.
4. Kommen für den in der Revisionsinstanz noch streitigen
Teil eines Rechtsstreites entscheidend auch Fragen aus
einem Rechtsgebiet in Betracht, für das nicht der Senat, bei
dem die Sache anhängig ist und vor den sie nach dem
Geschäftsverteilungsplan gehört, sondern ein anderer Senat
zuständig ist, so kann, wenn dies aus besonderen Gründen
zweckmäßig erscheint, die Sache an diesen Senat mit des¬




alle Beamtendisziplinarsachen mit Ausnahme der Wiederauf¬
nahmeverfahren insoweit, als er in den früheren Verfahren eine
Entscheidung - gleich welcher Art   getroffen hat,
dem 2. D-Senat
die Wiederaufnahmesachen insoweit, als der 1. D-Senat ir den
früheren Verfahren eine Entscheidung   gleich welcher Art  
getroffen hat.
III. Wehrdienstsenate
1. Es sind zugewiesen
dem 1. WD-Senat
die Verfahren nach der Wehrbeschwerdeordnung,
dem 2. WD-Senat
die Verfahren nach der Wehrdisziplinarordnung.
2. In Wiederaufnahmeverfahren entscheidet
der 1. WD-Senat, wenn der 2. WD-Senat,
der 2. WD-Senat, wenn der 1. WD-Senat
in dem früheren Verfahren eine Entscheidung   gleich wel¬
cher Art - getroffen hat. Entscheidungen aus der Zeit vor
Errichtung des 2. WD-Senats gelten als Entscheidungen des
1. WD-Senats.
IV. Großer Sena 
(nachrichtlich)





Vorsitzender Richter Dr. Heinrich






























Vorsitzender Richter Prof. Dr. Schlichter
Richter (stellv. Vorsitzender) Dr. Niehues
Richter Dr. Kühling
Richter Sommer B.
(bis 31.1. 87 zugleich
2. R-Senat)
Richter Dr. Gaentzsch
Richter Dr. Dr. Berkemann
5. R-Senat
Vizepräsident Dr. Zehner






Vorsitzender Richter Prof. Dr. Gützkow
























Richter (stellv. Vorsitzender) Janzen












a) Die Beamtenbeisitzer der D-Senate werden von dem Vorsit¬
zenden des 2. D-Senats und dem stellvertretenden Vorsit¬
zenden des 1. D-Senats gemäß § 55 Abs. 3 BDO ausgelost.
Sind diese Richter verhindert, die Auslosung vorzunehmen,
regelt sich ihre Vertretung nach Abschn. C III. Nr. 1 Buchst,
b) dieses Geschäftsverteilungsplanes sowie innerhalb des 1.
und 2. D-Senats nach der vom Vorsitzenden gemäß § 21 g
GVG getroffenen Regelung.
Die ausgelosten Beamtenbeisitzer werden für den 1. und 2.
D-Senat in getrennten Jahreslisten zusammengefaßt. Die
D-Senate ziehen die in diesen Listen aufgeführten Beamten¬
beisitzer nach Maßgabe der §§ 49, 55 BDO heran.
b) Die unter a) getroffene Regelung gilt entsprechend für die
gesonderten Jahreslisten der Beamtenbeisitzer, die für förm¬
liche Disziplinarverfahren gegen Beamte und Ruhestandsbe¬
amte aus dem Dienstbereich der Landespostdirektion Berlin,
der Zoll- und Verbrauchssteuerverwaltung einschließlich
der Monopolverwaltung für Branntwein, des Devisenüber¬
wachungsdienstes und der Sondervermögens- und Bauver¬













































Die ehrenamtlichen Richter der Wehrdienstsenate werden
nach Maßgabe der §§73 und 68 der Wehrdisziplinarordnung
berufen.
1. D-Senat
Vorsitzender Richter Dr. Schwarz
Richter (stellv. Vorsitzender) Janzen











Der Präsident des Bundesverwaltungsgerichts als Vorsitzender
Vertreter
Der jeweilige allgemeine Vertreter des Präsidenten
Bestellte Mitglieder für die Geschäftsjahre 198  und 1988
Vorsitzender Richter Prof. Dr. Schlichter
Vorsitzender Richter Dr. Korbmacher
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6. des Postrechts,
7. des Rundfunkrechts einschließlich des Rechts der Rund¬
funkanstalten,
8. des Filmrechts einschließlich des Filmförderungsrechts,
9. des Presserechts,
10. des NamenSrechts,
11. des Schul- und Hochschulrechts, 1
12. des Kommunalrechts, soweit nicht das Schwergewicht bei
Materien liegt, die einem anderen Senat zugewiesen sind,
13. des Wahlrechts,
14. des Prüfungsrechts, abgesehen von Laufbahnprüfungen für
Beamte, aber einschließlich der ersten und zweiten juristi¬
schen Staatsprüfung,
15. des Ordnungsrechts, soweit es mit den vorstehenden
Rechtsgebieten zusammenhängt,
16. Sachen, die nicht einem anderen Senat zugewiesen sind;
dem 8. R-Senat
die Sachen aus den Gebieten
1. des Wehrpflichtrechts und des Zivildienstrechts, soweit es
um die Heranziehung zum und die Entlassung aus dem
Dienstverhältnis geht, einschließlich des Rechts der Unter¬
haltssicherung und des Arbeitsplatzschutzes,
2 des Rechts der Förderung des Wohnungsbaues, des sonsti¬
gen Wohnungsrechts einschließlich des Wohngeldrechts
sowie des Mietpreisrechts,
3. des Erschließungs-, des Erschließungsbeitrags- und des
Baufolgeabgabenrechts,
4. des sonstigen Abgabenrechts, soweit nicht ein Sachzusam¬
menhang mit einem Rechtsgebiet besteht, das einem ande¬
ren Senat zugewiesen ist;
dem 9. R-Senat
die Sachen aus dem Gebiet
1. des Asyl- und des Asylverfahrensrechts,
2. des Heimkehrer- und Kriegsgefangenenentschädigungs¬
rechts,
3. des Rechts der Vertriebenen, der Sowjetzonenflüchtlinge
und der politischen Häftlinge, soweit nicht dem 3. R-Senat
zugewiesen.
Schlußbestimmungen
1. Gelangt eine Revisionssache erneut an das Bundesverwal¬
tungsgericht, so entscheidet der jetzt sachlich zuständige
Senat. Das gilt auch für Beschwerden und Wiederaufnah¬
meverfahren. _
2. Für Streitsachen aus den Gebieten des Prozeß- und Voll¬
streckungsrechts ist der Senat zuständig, der nach dem Ge¬
schäftsverteilungsplan für die Entscheidung über das zu¬
grundeliegende sachliche Rechtsgebiet zuständig ist.
3. Für die im Gesetz über das Bundesverfassungsgericht vor¬
gesehene Äußerung ist der Senat zuständig, der nach der
Geschäftsverteilung im Falle einer Revisionseinlegung zur
Entscheidung über die Sache zuständig wäre.
4. Kommen für den in der Revisionsinstanz noch streitigen
Teil eines Rechtsstreites entscheidend auch Fragen aus
einem Rechtsgebiet in Betracht, für das nicht der Senat, bei
dem die Sache anhängig ist und vor den sie nach dem
Geschäftsverteilungsplan gehört, sondern ein anderer Senat
zuständig ist, so kann, wenn dies aus besonderen Gründen
zweckmäßig erscheint, die Sache an diesen Senat mit des¬




alle Beamtendisziplinarsachen mit Ausnahme der Wiederauf¬
nahmeverfahren insoweit, als er in den früheren Verfahren eine
Entscheidung - gleich welcher Art   getroffen hat,
dem 2. D-Senat
die Wiederaufnahmesachen insoweit, als der 1. D-Senat ir den
früheren Verfahren eine Entscheidung   gleich welcher Art  
getroffen hat.
III. Wehrdienstsenate
1. Es sind zugewiesen
dem 1. WD-Senat
die Verfahren nach der Wehrbeschwerdeordnung,
dem 2. WD-Senat
die Verfahren nach der Wehrdisziplinarordnung.
2. In Wiederaufnahmeverfahren entscheidet
der 1. WD-Senat, wenn der 2. WD-Senat,
der 2. WD-Senat, wenn der 1. WD-Senat
in dem früheren Verfahren eine Entscheidung   gleich wel¬
cher Art - getroffen hat. Entscheidungen aus der Zeit vor
Errichtung des 2. WD-Senats gelten als Entscheidungen des
1. WD-Senats.
IV. Großer Sena 
(nachrichtlich)





Vorsitzender Richter Dr. Heinrich






























Vorsitzender Richter Prof. Dr. Schlichter
Richter (stellv. Vorsitzender) Dr. Niehues
Richter Dr. Kühling
Richter Sommer B.
(bis 31.1. 87 zugleich
2. R-Senat)
Richter Dr. Gaentzsch
Richter Dr. Dr. Berkemann
5. R-Senat
Vizepräsident Dr. Zehner






Vorsitzender Richter Prof. Dr. Gützkow
























Richter (stellv. Vorsitzender) Janzen












a) Die Beamtenbeisitzer der D-Senate werden von dem Vorsit¬
zenden des 2. D-Senats und dem stellvertretenden Vorsit¬
zenden des 1. D-Senats gemäß § 55 Abs. 3 BDO ausgelost.
Sind diese Richter verhindert, die Auslosung vorzunehmen,
regelt sich ihre Vertretung nach Abschn. C III. Nr. 1 Buchst,
b) dieses Geschäftsverteilungsplanes sowie innerhalb des 1.
und 2. D-Senats nach der vom Vorsitzenden gemäß § 21 g
GVG getroffenen Regelung.
Die ausgelosten Beamtenbeisitzer werden für den 1. und 2.
D-Senat in getrennten Jahreslisten zusammengefaßt. Die
D-Senate ziehen die in diesen Listen aufgeführten Beamten¬
beisitzer nach Maßgabe der §§ 49, 55 BDO heran.
b) Die unter a) getroffene Regelung gilt entsprechend für die
gesonderten Jahreslisten der Beamtenbeisitzer, die für förm¬
liche Disziplinarverfahren gegen Beamte und Ruhestandsbe¬
amte aus dem Dienstbereich der Landespostdirektion Berlin,
der Zoll- und Verbrauchssteuerverwaltung einschließlich
der Monopolverwaltung für Branntwein, des Devisenüber¬
wachungsdienstes und der Sondervermögens- und Bauver¬













































Die ehrenamtlichen Richter der Wehrdienstsenate werden
nach Maßgabe der §§73 und 68 der Wehrdisziplinarordnung
berufen.
1. D-Senat
Vorsitzender Richter Dr. Schwarz
Richter (stellv. Vorsitzender) Janzen











Der Präsident des Bundesverwaltungsgerichts als Vorsitzender
Vertreter
Der jeweilige allgemeine Vertreter des Präsidenten
Bestellte Mitglieder für die Geschäftsjahre 198  und 1988
Vorsitzender Richter Prof. Dr. Schlichter
Vorsitzender Richter Dr. Korbmacher
18 -
Richter Prof. Dr. Barbey   *"
Richterin Dr. Franke




Richter . Dr. Schinkel
Vorsitzender Richter Dr. Schwarz
Richter Prof. Dr. Messerschmidt
Vorsitzender Richter Dr. Heinrich
V. Gemeinsamer Senat
der obersten Gerichtshöfe des Bundes
1. Mitglieder kraft Amtes
a) der Präsident des Bundesverwaltungsgerichts
b) die Vorsitzenden der beteiligten Senate des Bundesverwal¬
tungsgerichts
Bei Verhinderung des Präsidenten tritt sein Vertreter im Gro¬
ßen Senat, bei Verhinderung des Vorsitzenden eines beteiligten
Senats sein Vertreter im Vorsitz an seine Stelle.
¦ vl ¦ '
2. Mitglieder durch Entsendun  für die Geschäftsjahre
1987 und 1988








2. R Dr, Franke Dr. Lemhöfer Dr. Müller
3. R Fandre Schäfer Schmidt
4. R Dr. Niehues Dr. Kühling Dr. Gaentzsch
5. R Dr. Fink Rochlitz Rotter
6. R Dr. Schinkel Nettesheim Ernst
7. R Kreiling Dr. Franßen Seebass
8. R Dr. David Dr. Kleinvogel Prof. Dr. Driehaus
9. R Dr. Säcker Dr. Kemper Dr. Bender
l.D Janzen Dr. Hartmann Pellnitz
2. D Janzen Dr. Hartmann Dr. Schinkel
1. WD Seide Nast-Kolb Wolbring
2. WD Dr. Ehrl Dr. Schwandt Roth
Großer




G. Zugehörigkeit zu mehreren Senaten und Vertretung
I. Zugehörigkeit zu mehreren Senaten
Die Tätigkeit im Gemeinsamen Senat der obersten Gerichts¬
höfe des Bundes geht der Tätigkeit am Bundesverwaltungs¬
gericht, die Tätigkeit im Großen Senat jeder sonstigen Tätigkeit
vor.
II. Vertretung der Vorsitzenden
Bei Verhinderung aller Mitglieder eines Senats'gilt für die
Vertretung des Vorsitzenden die Regelung zu III. entsprechend.
III. Vertretung der Beisitzer
1. Die beisitzenden Richter vertreten sich innerhalb der Senate
gemäß der nach § 4 VwGO in Verbindun  mit §21g GVG zu
treffenden Anordnung. Im übrigen vertreten, beginnend mit
dem dienstjüngsten Beisitzer
a) bei den Revisionssenaten
aa) sich gegenseitig
die Beisitzer des 1. und 9. Senats,
die Beisitzer des 2. und 6. Senats,
ausgenommen in Verfahren aus dem Recht der
Kriegsdienstverweigerung, in denen die Beisitzer des
.6. Senats durch diejenigen des 8. Senats vertreten
werden,
die Beisitzer des 7. und 8. Senats,
bb j die Beisitzer des 3. Senats die des 4. Senats,
die Beisitzer des 4. Senats die des 5. Senats,
die Beisitzer des 5. Senats die des 3. Senats;
b) bei den Disziplinarsenaten
die Beisitzer des 1. und 2. Senats sich gegenseitig, bei
deren Verhinderung die Beisitzer des 2. R-Senats,
c) bei den Wehrdienstsenaten
die Beisitzer des 1. und 2. Senats sich gegenseitig.
2. Die Vertretung der beisitzenden Richter von Senat zu Senat
bei den Disziplinarsenaten jeweils längstens für eine Sit¬
zungsperiode - beginnt am 1. Januar 1987 mit dem dienst¬
jüngsten Beisitzer und setzt sich in der Reihenfolge des
Dienstalters fort. Ist der hiernach berufene Vertreter verhin¬
dert, so tritt der nächste an seine Stelle, Der Verhinderte hat
die Vertretung beim nächsten Vertretungsfall nicht nachzu¬
holen.
Soweit über Nummer 1 Buchstabe a und b hinaus in den
Revisions- und Disziplinarsenaten eine Vertretung erforder¬
lich wird, werden alle Richter von allen beisitzenden Rich¬
tern dieser Senate, beginnend mit dem dienstjüngsten und
fortlaufend in  er Reihenfolge des Dienstalters, vertreten.
3. Für den Fall der Verhinderung der Mitglieder der Wehr¬
dienstsenate und ihrer regelmäßigen Vertreter (§ 73 Abs. 2
Satz 4 Wehrdisziplinarordnung) werden die Richter Janzen
und Dr. Hartmann zu zeitweiligen Mitgliedern der Wehr¬
dienstsenate bestellt. Sie vertreten die verhinderten Mitglie¬
der der Wehrdienstsenate in der angegebenen Reihenfolge
nach der Folge der Verhinderungsfälle jeweils längstens für
die Dauer einer Sitzungsperiode. Ist der hiernach berufene
Vertreter verhindert, so tritt der nächste mit der Maßgabe an
seine Stelle, daß der Verhinderte dessen nächsten Vertre¬
tungsfall übernimmt.
4. Wird eine Vertretung unter den Senaten erforderlich, so wird
der Vertreter auf Anforderun  des Vorsitzenden des eine
Vertretung benötigenden Senats vom Vorsitzenden des ver¬
tretenden Senats nach Maßgabe des Geschäftsverteilungs¬
planes benannt. Die Feststellung der richtigen Besetzung des
aufhehmenden Senats bleibt durch diese Regelun  unbe¬
rührt.
IV. Vertretung Im Großen Senat
Bei Verhinderung des Vorsitzenden tritt dessen Vertreter ein.
Die stellvertretenden Mitglieder werden nach der Reihenfolge
ihres Dienstalters zur Vertretung herangezogen. Bei Vorsitzen¬
den Richtern ist ihr Dienstalter als Mitglied des Bundesverwal¬
tungsgerichts  aßgebend. Das dienstjüngste Mitglied hat den
ersten Vertretungsfall, das im Dienstalter fol ende Mitglied den
nächsten Vertretungsfall usw. wahrzunehmen.
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Geschäftsverteilungsplan
des Bundesfinanzhofs für das Geschäftsjahr 1987
A. Sachliche Zuständigkeit der Senate
I. Senat
:(
1. Körperschaftsteuer, Vergütung von Körperschaftsteuer
gemäß §§ 36b bis 36e EStG, Feststellungen gemäß § 47 KStG.
2. Einkommensteuer und  esonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977, betreffend die Ein¬
künfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen mit den
Anfangsbuchstaben M bis O, Q bis S, ohne St, soweit nicht
der VIII. Senat (Nummer 1 Buchst, b der Zuständigkeit des
VIII. Senats) zuständig ist.
3. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer) und geson¬
derte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a und b,
Abs. 2 AO 1977, wenn Fragen der beschränkten Steuer¬
pflicht, des Außensteuergesetzes und/oder der Auslegung
von Doppelbesteuerungsabkommen streitig und diese Fra¬
gen allein oder überwiegend zu entscheiden sind.
4. Steuerabzug vom Kapitalertrag (einschließlich Pausch¬
steuer gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über steuerrechtliche
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesell¬
schaftsmitteln und bei Überlassung von eigenen Aktien an
C Arbeitnehmer) und Erstattung der Kapitalertra steuergemäß §§ 44b und 44c EStG.
5. Steuerabzu  bei beschränkt Steuerpflichtigen gemäß § 50a
EStG.
6. Gesonderte Feststellung von Besteuerun sgrundlagen
gemäß § 18 AStG.
7. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummern 1 bis 3.
8. Kapitalverkehrsteuern.
9. Kirchensteuer mit Ausnahme der Haftungsfälle, für die der
VII. Senat zuständig ist.
10. Allgemeines Abgabenrecht, soweit eine Steuerstreitigkeit
a) die Auskunfterteilung nach Maßgabe eines Doppelbe¬
steuerungsabkommens, des § 117 AO 1977 und/oder des
EG-Amtsnilfe-Gesetzes oder
b) die Weitergabe von Informationen an ausländische Be¬
hörden oder Gerichte oder deren Unterlassung betrifft.
II. Senat
1. Einheitsbewertung mit Ausnahme der Nummer 5 beim
III. Senat.
2. Gesonderte Feststellung des Wertes der in § 11 Ab . 2 BewG
bezeichneten Anteile an inländischen Kapitalgesellschaften.
3. Erbschaft- und Schenkungsteuer.
4. Grunderwerbsteuer,
i 5. Vermögensteuer.






12. Örtliche Verbrauch-und Aufwandsteuern.
III. Senat
1. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977, betreffend die Ein¬
künfte aus Gewerbebetrieb natürlicher Personen mit den
Anfangsbuchstaben A bis F, P, St, T bis Z, soweit nicht der
VIII. Senat (Nummer 1 Buchst, b der Zuständigkeit des VIII.
Senats) oder der X. Senat zuständig ist.
2. Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer) betreffend
außerge öhnliche Belastungen, wenn nur diese streitig sind
und es sieh dabei nicht lediglich um einen Streit um Tarif-
vörschriften der §§ 32 bis 32b EStG handelt.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummer 1, soweit nicht der X. Senat zuständig ist.
4. Investitionszulagen.
5. Einheitsbewertung betreffend die mit Ablauf de  31. De¬
zember 1984 beim III. Senat anhängigen Streitigkeiten, bei
denen nur über die Artfeststellung Ein- oder Zweifamilien¬
haus (§ 75 Abs. 5 und 6 BewG) zu entscheiden ist.
6. Lastenausgleichsabgaben.
7. Beförderungsteuer und Straßengüterverkehrsteuer.
1. Einkommensteuer und gesonderte Feststellung gemäß § 180
Abs. 1 Nr. 2 Buchst, b, Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,
b) Einkünfte aus selbständiger Arbeit.
2. Gesonderte Feststellung gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst, a.
Abs. 2 AO 1977, betreffend
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für Persönengesellschaf-
ten mit den Anfangsbuchstaben A bis J,
b) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft und aus selb¬
ständiger Arbeit für alle Personengesellschaften.
3. Gewerbesteuer von Steuerpflichtigen mit Einkünften i. S.
der Nummer 2 Buchst, a.
4. Gesonderte Teilwertfeststellung gemäß §55 Abs. 5 EStG
i. V. m. § 179 Ab . 1 und 2 AO 1977.
V. Senat
Umsatzsteuer mit Ausnahme der Nummer 1 beim X. Senat
sowie der Einfuhrumsatzsteuer und der Haftungsfälle, für die
der VII. Senat zuständig ist.
VI. Senat
1. Einkommensteuer, betreffend
a) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit,
b) Sonderausgaben gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG,
c) Tarifvorschriften gemäß §§ 32 bis 32b EStG, auch soweit
die Zusammenveranlagung von Eheleuten wegen der
Anwendung des Splittingtarifs streitig ist, wenn nur
diese Fragen zu entscheiden sind; in den Fällen des § 32b
Abs. 1 Nr. 2 EStG vorbehaltlich der Zuständigkeit aes I.
Senats auch dann, wenn Fragen der Auslegung von DBA
mitzuentscheiden sind.
2. Lohnsteuer, mit Ausnahme
der Nummer 3 beim I. Senat,
der Nummer 2 beim III. Senat,
der Nummer 2 Buchst, c beim VII. Senat und
der Nummer 1 Buchst, a und c bei  IX. Senat.
3. Gesonderte Feststellung der Einkünfte aus nichtselbständi¬
ger Arbeit.
4. Bergmannsprämien.
5. Vermögenswirksame Leistungen und Steuerermäßigungen
nach d n Vermögensbildungsgesetzen.
6. Arbeitnehmervergünstigungen nach dem BerlinFG.
VII. Senat
1. Zölle und Verbrauchsteuern (§ 10 Abs. 2 Satz 2 FGO) sowie
Marktordnungssachen
a) Zölle, einschließlich Zolltarif, sonstige Eingangs- und
Ausfuhrabgaben, zugehörige Erstattungen und Subven¬
tionen,
b) bundesgesetzlich geregelte Verbrauchsteuern (Art. 108
Abs. 1 GG) einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer,
sowie Finanzmonopole,
c) Marktordnungssachen (§29 des Gesetzes zur Durchfüh¬
rung der gemeinsamen Marktorganisationen) ein¬
schließlich Währungsausgleich beträgen und sonstige
Abgaben, Erstattungen und Subventionen im Rahmen
der Europäischen Gemeinschaften.
2. Allgemeines Ab abenrecht und Prozeßrecht bei Streitigkei¬
ten betreffend ö
a) Angelegenheiten nach dem Steuerberatun s esetz (8 33
Abs. 1 Nr. 3 FGO), ö 5
b) Steuerg heimnis, wenn nur  iese Frage zu entscheiden
und nicht der I. Senat zuständig ist (Nummer 10 der Zu¬
ständigkeit des I. Senats),
c) Haftung für Kirchensteuer, Lohnsteuer und Umsatz¬
steuer, wenn diese nicht auf dem Einzelsteuergesetz be¬
ruht und Grund oder Höhe der Steuer nicht streitig ist,
d) Aufrechnung, Abtretung von Ansprüchen aus dem
Steuerschuldverhältnis und Abrechnungsbescheide,
wenn nicht zugleich die Steuerfestsetzung streiti  ist,
